
23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#1OVGSaarlouisBeschlußvom8.2.2008,2A16/07AufenthaltserlaubnisfürRomaausdemKosovoLeitsätze1.DergenerelleSchlussvoneinemdurchministeriellenErlassgeregeltenAbschiebestoppaufeinevon§25Abs.5Sätze1und2AufenthGfürdenAnspruchaufErteilungeinerAufenthaltserlaubnisaufdieserGrundlagevorausgesetzteUnmöglichkeitauchderfreiwilligenAusreise,istnichtgerechtfertigt.EinesolchegenerelleRegelungkannimEinzelfalleineReaktionaufdietatsächlichenVerhältnisseimHerkunftslanddarstellen,siekannaberaucheineKonsequenzausanderen,eineAbschiebung(momentan)nichtmöglicherscheinenlassendenUmständensein,diederfreiwilligenRückkehrdesAusländersinseinHeimatlandunterUmständennichtentgegenstehen.DiesgiltfürdenErlassdesMinisteriumsfürInneres,Familie,FrauenundSportbetreffenddieRückführungethnischerMinderheitenindasKosovovomMai2005,undzwarauchfürdieAngehörigenderVolksgruppederRoma.2.DanachständigerRechtsprechungdesOVGdesSaarlandesdiefürdieauchvomKlägermitdemVerweisaufdieallgemeineSituationderVolkzugehörigenderRomavorliegendreklamiertenallgemeinenGefahrenlagenimHerkunftslandzubeachtendeSperrwirkungdes§60Abs.7Satz3AufenthG(vormals:§53Abs.6Satz2AuslG)auchdannzuberücksichtigenist,wenneineErlasslagedemAusländereinenwirksamenSchutzvorseinerAbschiebungvermittelt,istdenverfassungsrechtlichenAnforderungeninsbesondereimHinblickaufdieindividuellenGrundrechtederBetroffenendadurchRechnungzutragen,dassspeziellfürdieseFallkonstellationausnahmsweiseeinedurchdasFehleneinerpositivenEntscheidungdesBundesamtszu§60Abs.7Satz1AufenthGnichtausgeschlossenezielstaatsbezogenePrüfungszuständigkeitderAusländerbehörde,gegebenenfallsnachBeteiligungdes„sachnäheren“BundesamtsfürMigrationundFlüchtlinge(§72Abs.2AufenthG),bejahtwird.
3.DiederAusländerbehördeindiesenFallkonstellationenzustehendePrüfungskompetenzhinsichtlicheinesvondemAusländerihrgegenüberreklamiertenzielstaatsbezogenenHindernissesfüreineRückkehrkannnichtweiterreichenalsdiedemBundesamtzustehendenBefugnisse.ZubeachtenistinsbesondereauchinsoweitdieSperrwirkungdes§60Abs.7Satz3AufenthG,wennessich–wiehier–umeineGeltendmachungeinersogenanntenAllgemeingefahrhandelt,dienachAnsichtdesAusländerseinerganzenBevölkerungsgruppe,dererangehört,hierdenRomaimKosovo,drohensoll.AusverfassungsrechtlichenGründenistnachderRechtsprechungdesBundesverwaltungsgerichtsvielmehreineEinzelfallentscheidungdesBundesamtesnach§60Abs.7Satz1AuslGmitBlickaufdieArt.1Abs.1,Art.2Abs.2Satz1GGnurausnahmsweisebeiVorliegeneinerextremenallgemeinenGefahrenlagegeboten,diejedeneinzelnenbetroffenenAusländerausderBevölkerungsgruppeimFalleseinerAbschiebungoder–hier–seinerRückkehralsbald,dasheißtzeitlichunmittelbar,



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#2„landesweit“und„sehendenAuges“demsicherenTododerschwerstenVerletzungenausliefernwürde.EinesolcheAusnahmesituationbestehtfürdieRomaimKosovonicht.TenorDerAntragdesKlägersaufZulassungderBerufunggegendasUrteildesVerwaltungsgerichtsdesSaarlandesvom15.November2006�10K103/05�wirdzurückgewiesen.DieKostendesZulassungsverfahrensträgtderKläger.DerStreitwertwirdfürdasZulassungsverfahrenauf5.000,�EURfestgesetzt.GründeI.DerKlägeristserbischerStaatsangehörigerundbegehrtvomBeklagtendieErteilungeinerAufenthaltserlaubnis.ErstammtausdemKosovo,istimJanuar1993indieBundesrepublikeingereistundlebthierseitvielenJahrenmitderebenfallsausdemKosovostammenden,nacheigenenAngabenderVolksgruppederAshkaliangehörendenundmiteinemanderenserbischenStaatangehörigenverheiratetenFrauR.zusammen,mitdererdreizwischen1996und1999,jeweilsinNeunkirchengeboreneTöchterhat.(vgl.dasimRahmendesVerfahrenszurAnfechtungderEhelichkeiterstellteAbstammungsgutachtenderFachrichtungHumangenetikderUniversitätdesSaarlandesvom16.2.2006,Blätter28ff.derGerichtsakte)Dererste,unmittelbarnachseinerEinreiseunterVerweisaufeinealbanischeVolkszugehörigkeitgestellteAsylantragdesKlägersblieberfolglos.EinFolgeverfahren,indemderKlägererstmalseineZugehörigkeitzurVolksgruppeder(ethnischen)RomageltendgemachtundindemerschließlichseinBegehrenaufdieZuerkennungeinesdarausbegründetenAbschiebungshindernissesbeschränkthatte,(vgl.dasSitzungsprotokolldesVGdesSaarlandesvom16.7.2004–10K91/03.A–)wurdeebenfallsnegativabgeschlossen.InderrechtskräftigenEntscheidungdesVerwaltungsgerichtsheißtesunteranderem,mitBlickaufeineallgemeineGefahrenlage,wiesievomKlägergeltendgemachtwordensei,kommeeinAbschiebungshindernisnurinengbegrenztenAusnahmefälleninBetracht.DieserFragemüsseinseinemFalleschonwegendesministeriellangeordnetenAbschiebungsstoppsfürAngehörigeunteranderemderVolksgruppederRomanichtweiternachgegangenwerden.(vgl.hierzuVGdesSaarlandes,Urteilvom16.7.2004–10K91/03.A–,insoweitunterVerweisaufeinenErlassdessaarländischenMinisteriumsfürInneresundSportvom23.5.2003–B55518/1�04�11–(Kosovo))EntfalledieSchutzwirkungdiesesErlasses,könnederKlägereinWiederaufgreifendesVerfahrensdurchdasfürdieFeststellungzielstaatsbezogenerAbschiebungshindernissezuständigeBundesamtunterBerufungaufeineextremeGefahrenlageverlangen.ImDezember2004beantragtederKläger,ihmwegendesfortbestehendenAbschiebungsstoppseineAufenthaltsbefugnisnachdemdamaligenAusländerrecht(§30Abs.4AuslG)zuerteilen.DiesenAntraglehntedasfrühereLandesamtfürAusländer�undFlüchtlingsangelegenheitendurchBescheidvom28.7.2005unterHinweisaufdasNichtvorliegenderVoraussetzungendeszwischenzeitlichmaßgeblichgewordenen§25Abs.5AufenthGab.DieinsoweitnotwendigerechtlicheUnmöglichkeitderErfüllungderAusreisepflichtkönneungeachtetdesgrundsätzlichmit



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#3AusnahmevonStraftätern,zudenenderKlägernichtgehöre,fürdieethnischeMinderheitderRomaausdemKosovoweiterhinangeordnetenAbschiebungsstoppsnichtfestgestelltwerden.AngehörigendesdurchdennunaktuellenErlassvom23.5.2005vorderzwangsweisenRückführunggeschütztenPersonenkreisesseieinefreiwilligeRückkehrindenKosovodurchausmöglichundzumutbar.MitdernacherfolglosemWiderspruchsverfahren(vgl.denablehnendenWiderspruchsbescheiddesfrüherenLandesamtesfürAusländer�undFlüchtlingsangelegenheitenvom23.11.1005)erhobenenKlagehatderKlägerseinBegehrenaufErteilungeinerAufenthaltserlaubnisweiterverfolgt.ZurBegründungmachteergeltend,diedemErlassdesAbschiebestoppszugrundeliegendefehlendeZustimmungderUNMIKzueinerzwangsweisenRückführungvonRomaindenKosovobedeuteimUmkehrschluss,dassaucheinefreiwilligeRückkehrnichtfürmöglichgehaltenwerde.DaherseivoneinerobjektivenUnmöglichkeitderRückkehrauszugehen.AusdemUmstand,dassandereFlüchtlingeindenKosovozurückgekehrtseienunddadurch„überpflichtgemäßeGefahrenunterUmständeninunverantwortlicherWeiseaufsichgenommen“hätten,könnenichtgeschlossenwerden,dassvonanderenGleichesverlangtwerdenkönne.EntsprechendhabeauchdesOVGdesSaarlandesinseinemBeschlussvom15.2.2005–2W68/04–ausgeführt,dasseinemRomawegenderihmimKosovodrohendenGefahren,vordenenihnderErlassschützensolle,auchkeinefreiwilligeRückkehrzugemutetwerdenkönne.InseinemkonkretenFallkommediefamiliäreSituationhinzu.ErhabedreiKindermitFrauR,deraufgrundverschiedenerErkrankungeneinAbschiebungshinderniszuzusprechensei.DurchUrteilvom15.11.2006–10K103/05–hatdasVerwaltungsgerichtdieKlagemitimWesentlichenfolgenderBegründungabgewiesen:DieVoraussetzungenfürdieErteilungeinerAufenthaltserlaubnisnach§25Abs.5AufenthGlägennichtvor.ZwarseieineAbschiebungdesvollziehbarausreisepflichtigenKlägersbeiunterstellterZugehörigkeitzurVolksgruppederRomaaufgrundderbestehendenErlasslagenachwievornichtmöglich.Möglichundzumutbarseiesihmjedoch,freiwilliginseineHeimatzurückzukehren.ZwarseieinefreiwilligeRückkehrindasHeimatlandinallerRegelunmöglich,wenneinzielstaatsbezogenesAbschiebungshindernisvorliege.InsoweitseidieAusländerbehördeallerdingsandienegativeEntscheidungdesBundesamtsgebunden.NachderRechtsprechungderKammerbestehefürindenKosovozurückkehrendeRomaauchkeineextremeGefahrenlage,welchedieZuerkennungeinesallgemeinenAbschiebungsschutzesrechtfertigenkönnte.AusderExistenzdesministeriellenAbschiebestoppsergebesichnichtsanderes.Zwarmögeeszuerwägensein,obeinefreiwilligeAusreiseauchdannausRechtsgründenunzumutbarsei,wennübereinenlängerenZeitraumeinsolcherStoppaushumanitärenGründenangeordnetsei.FürderartigeErwägungenbesteheindeshierentgegenderindemvomKlägerangeführtenBeschlussdesOVGdesSaarlandeszumAusdruckgekommenenAnsichtwegendeskonkretenInhaltsdesErlasseskeineVeranlassung.IndemgeltendenErlassausdemJahre2005kommezumAusdruck,dassdieKonferenzderInnenministerderLändereinefreiwilligeAusreisederMinderheitenangehörigenausdemKosovomitAusnahmederSerbenfürmöglichundzumutbarhalte.GleichzeitigwerdeaufdiebeabsichtigteAusweitungdesbereitseingeleitetenRückführungsprozessesfürRomahingewiesen.AuchgebeeskeineAnhaltspunktedafür,dassdiemaßgeblicheninternationalenInstitutionenimKosovoeinefreiwilligeRückkehrethnischerMinderheitenfürunmöglichoderunzumutbarhielten,wasauchdurchdiejüngsteEntwicklunginderRegionbestätigtwerde.AuchausdemArt.8EMRKergebesichkeinerechtliche



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#4UnmöglichkeitderAusreisefürdenKläger.Erhaltesichzwarseitfast14JahreninDeutschlandauf,verfügeaberüberkeinebesondersintensivenpersönlichen,sozialenundwirtschaftlichenBindungenundkönneauchnichtalsderHeimatderartentfremdetangesehenwerden,dasseineReintegrationindortigeVerhältnisseunmöglicherscheine.VorallemfehleeinewirtschaftlicheIntegrationindiehiesigenVerhältnisse.GegendiesesUrteilhatderKlägerdieZulassungderBerufungbeantragt.II.DerAntragdesKlägersaufZulassungderBerufung(§§124aAbs.4,124Abs.1VwGO)gegendasUrteildesVerwaltungsgerichtsvom15.11.2006–10K103/05�,mitdemseineKlageaufVerpflichtungdesBeklagtenzurErteilungeinerAufenthaltserlaubnisabgewiesenwurde,musserfolglosbleiben.DemdengerichtlichenPrüfungsumfangmitBlickaufdasDarlegungserfordernis(§124aAbs.4Satz4undAbs.5Satz2VwGO)begrenzendenAntragsvorbringenkanndasVorliegeneinesderin§124Abs.2VwGOabschließendaufgeführtenZulassungsgründenichtentnommenwerden.DasVorbringendesKlägers,beidemfürdasvorliegendeZulassungsverfahrenvoneinerZugehörigkeitzumVolkderRomaauszugehenist,rechtfertigtwederdieAnnahmedergeltendgemachtenernstlichenZweifelanderRichtigkeitdererstinstanzlichenEntscheidung(§124Abs.2Nr.1VwGO),(vgl.dazuallgemeinetwaOVGdesSaarlandes,Beschlussvom21.6.2002–1Q55/01�,SKZ2002,289,LeitsatzNr.15,wonachdieFragedesVorliegensernstlicherZweifelamMaßstabderErgebnisfehlerhaftigkeitzubeurteilenistundeinePrognosedahingehenderfordert,obdasangestrebteRechtsmittelvoraussichtlichErfolghabenwird,ständigeRechtsprechung�dazuauchBVerwG,Beschlussvom10.3.2004–7AV4/03�,DVBl.2004,838,wonachdieVorschrift–ebensowiederTatbestandzuNr.2�dieRichtigkeitderEntscheidunggewährleistensollund„ernstlicheZweifel“(Nr.1)auchdannnichtanzunehmensind,wennsichdasangegriffeneUrteilzwarnichtausdendarinangegebenenGründen,aberausanderenGründenalsoffensichtlichrichtigerweist)nochdieFeststellungdesVorliegenseinerDivergenzimSinnedes§124Abs.2Nr.4VwGO.ErnstlicheRichtigkeitszweifelergebensichzunächstnichtausseinemVerweisaufdenineinemVerfahrenvorläufigenRechtsschutzesdesKlägersaufGewährungvonLeistungennach§2AsylbLGergangenenBeschlussdesVerwaltungsgerichtsausdemJahre2003.(vgl.VGdesSaarlandes,Beschlussvom22.7.2003–4F98/03–)DarinwurdedieSozialbehördevorläufigverpflichtet,ihm„befristetdurchdieGeltungsdauerdesErlassesdesMinisteriumsfürInneresundSportvom20.12.2002(…)inderFormdesErlassesvom23.5.2003einschließlicheventuellerNachfolgeerlassegleichenInhalts“LeistungenentsprechenddenjenigennachdenVorschriftendesBundessozialhilfegesetzeszugewähren.DieserEntscheidungkommenimvorliegendenVerfahrenkeinerleiBindungswirkungenzu.DieunterVerweisaufdasErforderniseigenverantwortlicherBeurteilungdurchdieSozialbehördeprognostischfürdasAnordnungsverfahren(§123Abs.1VwGO)aufgeworfeneFragederZumutbarkeiteinerRückkehrdesKlägersindenKosovohatdasVerwaltungsgerichtdamalsunterBezugnahmeaufeinenBeschlussdesOVGLüneburgausdemJahre2001(vgl.OVGLüneburg,Beschlussvom17.1.2001–4M4422/00–,FEVS52,349ff.)verneint.DiesemBeschlusslageinekonkreteWürdigungaufderGrundlagevonSituationsberichtenverschiedenerOrganisationenausdemJahre2000zugrunde,diesichaufdieVerhältnisseimKosovozumdamaligenZeitpunktbezogunddieschonvon



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#5daherfürdieimvorliegendenRechtsstreitimRahmendes§25Abs.5AufenthGvorzunehmendeaktuelleBeurteilungderMöglichkeitfreiwilligerRückkehrkeineAussagekraftmehrbesitzt.GleichesgiltfürdieinderEntscheidungangesprocheneniedersächsischeErlasslagedesJahres2000,einemZeitpunktimGefolgedesmilitärischenEingreifensinternationalerStreitkräfteimSommer1999gerademassivausgebrochenergewalttätigerAuseinandersetzungenzwischenderalbanischenMehrheitsbevölkerungunddenAngehörigenimKosovolebenderethnischerMinderheiten.ImErgebnisnichtsanderesgiltfürdenvondemKlägerebenfallsangesprochenenBeschlussdeserkennendenSenatsvomFebruar2005.(vgl.OVGdesSaarlandes,Beschlussvom15.2.2005–2W68/04–,nichtveröffentlicht)Zwarheißteshierinunteranderem,dasseinem„Roma�VolkszugehörigenimSinnedeso.g.ErlasseswegenderihminseinemHeimatland<gemeint:Kosovo>drohendenGefährdung,vorderihnderErlassschützenwill,auchkeinefreiwilligeHeimkehrzugemutetwerdenkann“.DieseAusführungenbezogensichaufdiedamalsaktuellesaarländischeErlassregelungvomMai2003,(vgl.denErlassdesMinisteriumsfürInneresundSportvom23.5.2003–B55518/1�04�11Kosovo–betreffenddie„RückführungvonMinderheitenausdemKosovo“)derabweichendvonderaktuellenRegelungausdemMai2005(vgl.denErlassdesMinisteriumsfürInneresundSportvom23.5.2005–B55518/1�04�11Kosovo–betreffenddie„RückführungethnischerMinderheitenindasKosovo“)nochdieAnnahmeeinesgenerellentatsächlichenAbschiebungshindernissesfürRomaausdemKosovozugrundelag(Ziffer1).DasgaltselbstfürStraftäter,beidenendieAusländerbehördenalsAdressatenderRegelungseinerzeitlediglich„gebeten“wurden,beiderinternationalenVerwaltungimKosovo(UNMIK)„jenachSchwerederbegangenenStraftataufeineschnellstmöglicheRückführung…hinzuwirken“(Ziffer3desErlasses).ObdieAussageindemgenanntenBeschlussdesSenatsindieserAllgemeinheitzutreffendwarodernicht,kannhierdahinstehen.SiebezogsichjedenfallsaufeineandereErlasslageundaufeinenanderenZeitpunkt.Dasverdeutlichtgleichzeitig,dassdiesbezüglichauchnichtvonderseitensdesKlägersinsoweitgeltendgemachtenDivergenz(§124Abs.2Nr.4VwGO)ausgegangenwerdenkann.SoweitderKlägerunterHinweisaufeinsichbereitsausderartigenAbschiebestopperlassen(§§60aAbs.1,23Abs.1AufenthG,vormals§54AuslG)sowieaufdenausseinerSichtdarauszuentnehmenden„VerzichtaufeineEinzelfallprüfung“dieRichtigkeitdesverwaltungsgerichtlichenUrteilsinFragestellt,kanndemebenfallsnichtgefolgtwerden.DergenerelleSchlussvoneinemdurchministeriellenErlassgeregeltenAbschiebestoppaufeinevon§25Abs.5Sätze1und2AufenthGfürdenAnspruchaufErteilungeinerAufenthaltserlaubnisaufdieserGrundlagevorausgesetzteUnmöglichkeitauchderfreiwilligenAusreise,istnichtgerechtfertigt.EinefreiwilligeAusreiseistfüreinenAusländerausrechtlichenGründendannimSinnederVorschriftunmöglich,wennihrinlands�oderzielstaatsbezogenerechtlicheHindernisseentgegenstehen,dieseineAusreiseentwederausschließenoderdiesieihmalsunzumutbarerscheinenlassen.InsofernisteinedifferenzierteBetrachtungmitBlickaufdiedemjeweiligenErlasszugrundeliegendenGründegeboten.DieUnmöglichkeitderAbschiebungistentgegenderAnsichtdesKlägersauchbeivondenoberstenLandesbehördenverfügtenallgemeinenAbschiebestoppsnichtautomatischmitderUnmöglichkeiteinerfreiwilligenAusreisegleichzusetzen.EinesolchegenerelleRegelungkannimEinzelfalleineReaktionaufdietatsächlichenVerhältnisseimHerkunftslanddarstellen,siekannaberaucheineKonsequenzausanderen,eine



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#6Abschiebung(momentan)nichtmöglicherscheinenlassendenUmständensein,diederfreiwilligenRückkehrdesAusländersinseinHeimatlandunterUmständennichtentgegenstehen.DashatdasBundesverwaltungsgerichtbeispielsweisefüreinenaufderentsprechendenBeschlusslagederKonferenzderInnenministerberuhendenbayerischenAbschiebestopperlassfürirakischeStaatsangehörigeentschieden.DieserberuhtenichtaufhumanitärenGründen,sonderndarauf,dasseskeineFlugverbindungengabunddasszudemeinRückübernahmeabkommenmitdemIrakfehlte,derAbschiebungalsoletztlichlogistischeHindernisseentgegenstanden.(vgl.hierzuBVerwG,Urteilvom27.6.2006–1C14.05–,DVBl.2006,1509�1512)FürdenhieralleinmaßgeblichenaktuellenErlassdesMinisteriumsfürInneres,Familie,FrauenundSportbetreffenddieRückführungethnischerMinderheitenindasKosovovomMai2005(vgl.denErlassvom23.5.2005–55518/1�04�11Kosovo–)giltnichtsanderes.DarinheißtesimAbschnitt2.unterderÜberschrift„RückführungvonRoma“,beidenVerhandlungenmitderUNMIKseiderdeutschenSeiteeinEinstiegindenRückführungsprozessgelungen.DieUNMIKhabesichzueinerRückübernahmezunächstzahlenmäßigbegrenzterKontingentevonRomaindasKosovobereiterklärt,wobeierstdieRückführungvonstraffälliggewordenenundnichtschutzbedürftigenPersonenausderVolksgruppegeprüftwerdensolle.AusweislichderabgestimmtenNiederschriftüberdiedemzugrundeliegenden„ExpertengesprächemitUNMIKam25./26.April2005inBerlin“wurdennebenganzallgemeinenVereinbarungenüberdieEinzelfallprüfungvorderRückübernahmevonFlüchtlingenindenKosovoauchbeianderenVolksgruppen,speziellbeiAshkaliundsogenannten„Ägyptern“,Kontingentierungenabgesprochen.Daszeigt,dasseineRückkehrauchbeidenRomanichtgrundsätzlichausgeschlossenist,sonderndassdieProblematikvielmehrinderKanalisierungdesStromsderRückkehrerauchausandereneuropäischenStaatenzusehen.DiedieVolksgruppederRomabetreffendenVereinbarungenfindensichinAbschnitt6dieserNiederschrift,indervonbeidenSeitenübereinstimmendalsZieldieSteigerungdieserRückführungenunddieErweiterungdesPersonenkreisesherausgestelltwird.VordemHintergrundistfestzuhalten,dassauchdieinternationaleVerwaltungvorOrteineRückkehrvonRomaindasKosovogrundsätzlichfürmöglichhält.Dabeiistklarzustellen,dassdiePräferenzfürerheblichstraffälliggewordeneRomabedeutet,dasshiermitdenerheblichenInteressenderBundesrepublikDeutschland,zunächstgegenüberdiesemPersonenkreisbestehendeAusreisepflichtengegebenenfallsauchzwangsweisedurchzusetzen,Rechnunggetragenwerdensoll.DieExistenzdesministeriellenErlassesvomMai2005alleinrechtfertigtdahernichtdieAnnahmederUnmöglichkeitderfreiwilligenRückkehraufgrundderVolkszugehörigkeit.AufFragenderkonkretenGefährdungssituationfürindenKosovozurückkehrendeRomawirdinanderemZusammenhangeinzugehensein.ErnstlicheZweifelanderRichtigkeitdeserstinstanzlichenUrteilsergebensichauchnichtmitBlickaufdieseitensdesKlägerszutreffendwiedergegebeneRechtsprechungdesSenatszumVerhältnisvonderartigenAbschiebestopperlassenzuaufdieFeststellungdesVorliegensvonallgemeinenzielstaatsbezogenenAbschiebungshindernissendurchdasBundesamtfürMigrationundFlüchtlingegerichtetenRechtsbehelfendesvoneinersolchenministeriellenRegelungbegünstigtenAusländers.DerKlägerweistrichtigdaraufhin,dassnachständigerRechtsprechungdesOVGdesSaarlandes(vgl.hierzugrundlegendOVGdesSaarlandes,Urteilvom5.6.2000–3R115/99–,SKZ2000,264,LeitsatzNr.124,damalsnochzu§53Abs.6AuslGundaufderGrundlagedesgenerellenbefristetenAbschiebestoppsfürethnischeMinderheitenausdemKosovo



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#7nachAbschnittII.5dersogenanntenAltfallregelungdesMinisteriumsfürInneresundSportvom21.5.2000–B55518/1�04�11(Kosovo)–,seitherst.Rspr.,etwaBeschlüssevom31.10.2001–1Q54/01–,SKZ2002,170,LeitsatzNr.78,undvom20.3.2003–1Q27/03–,SKZ2003,233,LeitsatzNr.97,ebensoauchBVerwG,Urteilvom12.7.2001–1C2.01–,DVBl.2001,1531)diefürdieauchvomKlägermitdemVerweisaufdieallgemeineSituationderVolkzugehörigenderRomavorliegendreklamiertenallgemeinenGefahrenlagenimHerkunftslandzubeachtendeSperrwirkungdes§60Abs.7Satz3AufenthG(vormals:§53Abs.6Satz2AuslG)auchdannzuberücksichtigenist,wenneineausländerrechtlicheErlasslagedemAusländereinenwirksamenSchutzvorseinerAbschiebungvermittelt.Darausfolgt,dassderdurcheinenAbschiebestopp�ErlassgeschützteAusländerdarangehindertist,einAbschiebungshindernisauseinersolchenallgemeinenSituationimAbschiebezielstaatgegenüberdemBundesamtmitErfolggeltendzumachen.DiegegendessenablehnendeEntscheidungeingeleitetenRechtsbehelfedesAusländersmüssenalso–wieimkonkretenFalldesKlägersauchgeschehen(vgl.hierzuVGdesSaarlandes,Urteilvom16.7.2004–10K91/03.A–)–erfolglosbleiben,solangenichteinAuslaufenbeziehungsweiseeinenegativeVeränderungderErlasslageabsehbarwird.AndererseitsdarfdieAusländerbehördeauchinVerfahrenaufErlangungeinesAufenthaltstitelsmitBlickaufdiedem§42AsylVfGzuentnehmendeBindungswirkungdenEinwandzielstaatsbezogenerAbschiebungshindernisse(§60Abs.7Satz1AufenthG)beiAsylbewerbernimGrundsatznurberücksichtigen,wenndasnach§31Abs.3AsylVfG(1993/2005)zurEntscheidungdarüberberufeneBundesamtfürMigrationundFlüchtlingedasVorliegendertatbestandlichenVoraussetzungenderVorschriftpositivfestgestellthat.(vgl.zudenBindungswirkungendernegativenEntscheidungendesBundesamtsfürdiemitderDurchführungderAbschiebungbetrautenAusländerbehördennach§42AsylVfGetwaOVGdesSaarlandes,Beschlüssevom26.11.2007,�2B461/07–,vom6.12.2006–2W31/06�,vom26.7.2006–2W21/06�,vom17.5.2006–2W11/06�,SKZ2006,224,LeitsatzNr.65,vom15.3.2005–2W5/05–,SKZ2005,299,LeitsatzNr.53,vom16.6.2005–2W9/05–,vom18.10.2005–2W15/05–,SKZ2006,59,LeitsatzNr.71,undvom8.12.2005–2W35/05�,SKZ2006,61LeitsatzNr.78,dazuauchBVerwG,Beschlussvom3.3.2006–1B126.05�,NVwZ2006,83)VordemHintergrunderscheintderEinwandderMöglichkeiteinermateriellenSchutzlückeinfolgeder„SperrungdesFolge�beziehungsweiseWiederaufgreifensantrags“gegenüberdemBundesamthinsichtlichderimFalleihresVorliegensunteranderembeiErlassennach§60aAbs.1AufenthGzuberücksichtigendenallgemeinenGefährdungslagenzunächstplausibel.DievonihmgezogeneKonsequenzfürdieBeurteilungdesTatbestandsmerkmalsderUnmöglichkeitder(auchfreiwilligen)Ausreisein§25Abs.5Satz1AufenthG,wonachderVerweisdesbetroffenenPersonenkreisesaufdieMöglichkeiteinesfreiwilligenVerlassensderBundesrepublikDeutschlandeinenVerstoßgegenallgemeineRechtsgrundsätze(§§242,138BGBentspr.)darstellensoll,kannindesnichtnachvollzogenwerden.VerfassungsrechtlichenAnforderungeninsbesondereimHinblickaufdieindividuellenGrundrechtederBetroffenenistvielmehrdadurchRechnungzutragen,dassspeziellfürdieseFallkonstellationausnahmsweiseeinedurchdasFehleneinerpositivenEntscheidungdesBundesamtszu§60Abs.7Satz1AufenthGnichtausgeschlossenezielstaatsbezogenePrüfungszuständigkeitderAusländerbehörde,gegebenenfallsnachBeteiligungdes„sachnäheren“BundesamtsfürMigrationundFlüchtlinge(§72Abs.2AufenthG),bejahtwird.(vgl.hierzuBVerwG,Urteilvom27.6.2006–1C14.05–,



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#8DVBl.2006,1509�1512,wobeidieFragederPrüfungszuständigkeitdortallerdingsletztlichwohlvomPrüfungsergebnisabhängiggemachtundunterVerweisaufdasNichtvorliegeneinerentsprechendenGefährdungimIrakletztlichoffengelassenwordenist)AuchdiesrechtfertigtindeskeineernstlichenZweifelanderRichtigkeitdererstinstanzlichenEntscheidung(§124Abs.2Nr.1VwGO).DiederAusländerbehördeinFallkonstellationendervorliegendenArtausnahmsweisezustehendeeigenePrüfungskompetenzhinsichtlicheinesvondemAusländerihrgegenüberreklamiertenzielstaatsbezogenenHindernissesfüreineRückkehrkannnichtweiterreichenalsdiedemBundesamtzustehendenBefugnisse.ZubeachtenistinsbesondereauchinsoweitdieSperrwirkungdes§60Abs.7Satz3AufenthG,wennessich–wiehier–umeineGeltendmachungeinersogenanntenAllgemeingefahrhandelt,dienachAnsichtdesAusländerseinerganzenBevölkerungsgruppe,dererangehört,hierdenRomaimKosovo,drohensoll.InsofernreichtalsodieFeststellungeiner„erheblichenkonkretenGefahrfürLeib,LebenoderFreiheit“imVerständnisdes§60Abs.7Satz1AufenthG,derindividuelleGefährdungenbetrifft,nichtaus.AusverfassungsrechtlichenGründenistnachderRechtsprechungdesBundesverwaltungsgerichtsvielmehreineEinzelfallentscheidungdesBundesamtesnach§60Abs.7Satz1AuslGmitBlickaufdieArt.1Abs.1,Art.2Abs.2Satz1GGnurausnahmsweisebeiVorliegeneinerextremenallgemeinenGefahrenlagezuverlangen,diejedeneinzelnenbetroffenenAusländerausderBevölkerungsgruppeimFalleseinerAbschiebungoder–hier–seinerRückkehralsbald,dasheißtzeitlichunmittelbar,„landesweit“und„sehendenAuges“demsicherenTododerschwerstenVerletzungenausliefernwürde.(vgl.dazubereitsOVGdesSaarlandes,Urteilevom21.9.2004–1R8/04und1R15/04–,SKZ2005,100,LeitsatzNr.50,eingehendzudeninsoweitstrengenAnforderungendiezudenBürgerkriegsfolgeninAfghanistanundLiberiaergangenenUrteiledesBVerwGvom17.10.1995�9C9.95�,NVwZ1996,199,undvom29.3.1996�9C116.95�,DVBl.1996,1257�allgemeinzurFragederVerfassungsmäßigkeitdesfrüheren§54AuslGBVerfG,Beschlussvom21.12.1994–2BvL81,82/92�,NVwZ1995,781)EinesolcheAusnahmesituationbestehtfürdieRomaimKosovonicht.Eskannnichtdavonausgegangenwerden,dassderKlägerimFalleeinerRückkehrindenKosovoineinederartextreme,einverfassungsrechtliches"Korrektiv"imRahmenderAnforderungendes§60Abs.7AufenthGgebietendequalifizierteGefahrgeratenwürde.DaslässtsichauchdenAusführungendesKlägersinderBegründungvom28.2.2007fürseinenZulassungsantrag,diesichimWesentlichenmitrechtlichenFolgerungenausdemAbschiebestopperlassbefasst,nichtansatzweiseentnehmen.DabeikannesauchkeineRollespielen,dassdieUNMIK�VerwaltungbeiderfallbezogenenÜberprüfungvonzurRückführungangemeldetenPersoneninEinzelfälleneinerRückführungwiderspricht.DieGründehierfürkönnenvielfältigerArtsein.DemjüngstenLageberichtdesAuswärtigenAmteszurLageimKosovo(vgl.denBerichtdesAuswärtigenAmtesüberdieasyl�undabschiebungsrelevanteLageinSerbien(Kosovo)vom29.11.2007(Stand:September2007),insbes.Seiten9und11)lässtsichentnehmen,dassindieRegionzurückkehrendeRomaunterverschiedenenGesichtspunktenVorurteilen,etwawennesumdieAnmietungvonWohnraumgeht,undauchGefährdungenunterliegen,dassaberethnischmotivierteGewalttatenheuteeinennurnochsehrgeringenundzudemrückläufigenTeilderansonstenvergleichsweisehohenKriminalitätimKosovoausmachenunddassnachdenbekanntenethnischmotiviertenAusschreitungenderAlbanergegenüberMinderheitenimMärz



23.02.2008http://lrsl.juris.de/cgi�bin/laender_r...1222e1d5&nr=1568&anz=152&pos=0&Blank=1#92004(vgl.dazubereitsOVGdesSaarlandes,Urteilevom21.9.2004–1R8/04und1R15/04–,SKZ2005,100,LeitsatzNr.50)keineneuenUnruhenmehrzuverzeichnenwaren.NacheinerimLagebericht(Seite13)zitiertenSchätzungdesUNHCRausdemJahre2006umfasstdieBevölkerungsgruppeder„Roma“imKosovoetwa34.000Personen,wobeiderBegriffallerdingsdortalsSammelbezeichnungauchfürAshkaliundÄgypterverwandtunddieZahlder„echten“Romaimmerhinmitetwa11.000Personenangegebenwird.NacheineraufSeite16desLageberichtsangesprochenenStatistikderselbenOrganisationsindimerstenHalbjahr2007insgesamt279RomaunddamitfastgenausovielewieimgesamtenJahr2006(295Personen)freiwilligindenKosovozurückgekehrt.EinesolcheSituationlässtsich,auchwenndieUnterkunftsfrageseitensderUNMIKaußerhalbvonÜbergangsunterkünftenals„extremproblematisch“eingestuftwird,sichernichtannäherndmiteinerdurchdieeingangserwähntenAnforderungenderRechtsprechunggekennzeichnetenextremenGefahrensituationfüralleRomaimKosovobeschreiben.ImkonkretenFallkommtmitGewichthinzu,dassimFalledesKlägersdasfürdie„echten“RomawesentlichsteIntegrationshindernisunddamitgleichzeitigDiskriminierungsmerkmal,derMangelanKenntnissenderalbanischenSprache,jedenfallsnachAktenlageausgeschlossenwerdenkann.AllgemeineZumutbarkeitserwägungenkönnenimRahmendes§25Abs.5AufenthGkeineabweichendeBeurteilungrechtfertigen,weilsienichtderdorttatbestandlichvorausgesetztenrechtlichenUnmöglichkeitder(freiwilligen)Ausreiseentsprechen.(vgl.auchhierzubeispielsweiseBVerwG,Urteilvom27.6.2006–1C14.05–,DVBl.20061509�1512)SonstigeGründe,diedemKlägereineRückkehrunzumutbarunddamitrechtlichunmöglicherscheinenließen,sindnichtersichtlich.SolcheergebensichinsbesonderenichtausdenArt.6GGundArt.8EMRK.DiedreiTöchterunddieLebensgefährtinRsindebenfallsvollziehbarausreisepflichtig.FürFrauR.dasVerwaltungsgerichtrechtskräftigfestgestellt,dassindividuelleAbschiebungshindernisse(§60Abs.7Satz1AufenthG),insbesonderewegendervonihrgeltendgemachtengesundheitlichenEinschränkungen,nichtvorliegen.(vgl.VGdesSaarlandes,Urteilvom14.6.2006–10K167/04.A–)DasssichaufgrundeinerbereitsunzureichendenwirtschaftlichenIntegrationimFalledesKlägerskeininganzengbegrenztenAusnahmefälleninErwägungzuziehendeszwingendesrechtlichesAbschiebungshindernisausArt.8EMRKunterdemAspektgeschützten„Privatlebens“(sog.„faktischeInländer“)ergibt,hatbereitsdasVerwaltungsgerichtzutreffendausgeführt.DabeiistnachderRechtsprechungdesSenats(vgl.hierzuOVGdesSaarlandes,Beschlussvom17.10.2006–2Q25/06–,SKZ2007,47,LeitsatzNr.57)hinsichtlichinDeutschlandgeborenerminderjährigerKinderkeineisolierteBetrachtungvorzunehmen.InsgesamtlässtsichdemAntragsvorbringendesKlägersvondaherdieDarlegungeinesZulassungsgrundes(§124Abs.2VwGO)nichtentnehmen.III.DieKostenentscheidungberuhtaufdem§154Abs.2VwGO.DieStreitwertfestsetzungfindetihreGrundlageinden§§63Abs.2,52GKG,wobeihierdersogenannteAuffangwertinAnsatzzubringenist.DerBeschlussistunanfechtbar.


